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B U N D E S H AU P T V O R S TA N D

Bundesjustizministerin Katharina Barley hatte die Akteure der Kampagne „Rechtsstaat ein Gesicht geben“ zu einem persönlichen Gespräch nach Berlin 
eingeladen. � Fotos (4) © BMJV

Kampagne des BMJV

„Rechtsstaat ein 
Gesicht geben“
Das Bundesministerium für Justiz 
und Verbraucherschutz (BMJV) star-
tete eine Kampagne mit dem Motto 
„Rechtsstaat ein Gesicht geben“.

So heißt es auf der Website des BMJV: 
„Täglich setzen sich Menschen in den 
unterschiedlichsten Justizberufen für 
unseren Rechtsstaat ein. Das wird all-
zu häufig als Selbstverständlichkeit 
wahrgenommen. Doch sie machen den 
Rechtsstaat überhaupt erst möglich – 
engagierte RechtspflegerInnen, Richter, 
StaatsanwältInnen, Gerichtsvollzieher, 
BewährungshelferInnen und viele mehr.

„Rechtstaat ein Gesicht geben“ – Wir 
zeigen, wofür die Menschen in den Be-
rufen der Justiz mit ihrer Arbeit stehen: 
Für unser friedliches Zusammenleben, 
das nur funktioniert, weil es Regeln gibt, 
die auch durchgesetzt werden. Dazu 
stellen wir stellvertretend für die vielen 
anderen acht Männer und Frauen vor, 
die den unterschiedlichen Berufen in der 
Justiz ein Gesicht geben.“

Der Beruf des Justizvollzugsbeamten 
ist in dieser Kampagne neben den Rich­
tern, den Staatsanwälten, den Gerichts­
vollziehern, den Justizwachtmeistern, 

den Rechtspflegern und den Justizfach­
angestellten vertreten. Verbreitet wird 
sie mittels Plakatwerbung und in den 
sozialen Medien. Der Hamburger AVD- 
Kollege und Mitglied des LVHS/BSBD 
Sascha Möbius stellte sich für ein In­
terview zur Verfügung. 

Unterstützt wurde er selbstverständ­
lich durch den Bundesverband BSBD, 
aber auch durch den Anstaltsleiter der 
Justizvollzugsanstalt Billwerder sowie 
durch die Hamburger Behörde für Jus­
tizvollzug. Sascha arbeitet im Frauen­
vollzug der JVA Billwerder. In seinem 

Ministerin Katharina Barley mit dem Hamburger 
Strafvollzugsbediensteten Sascha Möbius, der 
sich für die Kampagne „Rechtsstaat ein Gesicht 
geben“ zur Verfügung stellte.
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Beitrag „Hinter jeder Straftat steckt ein 
Mensch“, gibt er einen kurzen Einblick 
in seine Arbeit. 

Unter www.In-Ihrem-Namen.de ist 
der gesamte Beitrag und weitere Inter­
views von Kolleginnen und Kollegen 

Unter www.In-Ihrem-Namen.de können die Interviews von  
Kolleginnen und Kollegen in Justizberufen nachgelesen werden.

der Justizberufe nachzulesen und anzu­
sehen. Nachdem die Beiträge fertigge­
stellt waren, lud Bundesjustizministe­
rin Katharina Barley im Januar dieses 
Jahres die Protagonisten zu einem per­
sönlichen Gespräch nach Berlin ein, 

indem  neben einem kurzen Kennenler­
nen auch Themen der Justizbereiche 
zur Sprache kamen. Für den BSBD 
machte Sascha Möbius in erster Linie 
auf das Problem des Personalmangels 
im Justizvollzug und die mangelnde 
Unterstützung der Länder aufmerksam.

Die Kampagne ist mit Bildern hinter­
legt und auch in den sozialen Medien 
des BMJV vertreten. Der BSBD begrüßt 
die Initiative des BMJV und bedankt 
sich bei den Initiatoren und Beteilig­
ten, dass das Augenmerk auch auf die 
Justizberufe gerichtet wird, die allzu 
häufig vergessen werden, wenn über 
die Sicherheit des Landes oder über 
den Rechtsstaat Deutschland diskutiert 
wird. So richtet sich der Fokus auch 
auf den Bereich der Justiz und macht 
Werbung für unsere anspruchsvolle Ar­
beit. Vielleicht wecken wir auch so das 
Interesse bei jungen Leuten und poten­
tiellen Bewerbern für einen Beruf im 
Justizvollzug. Im weiteren Verlauf der 
Kampagne sind die Kolleginnen und 
Kollegen aus den Beiträgen auf Einla­
dung des Bundesjustizministeriums zu 
einer weiterführenden Podiumsdiskus­
sion am Tag der offenen Tür der Bun­
desregierung eingeladen. � ■

Landesgewerkschaftstag des VNSB

Bundesleitung wünscht der neuen Landesleitung VNSB viel Erfolg
Scheidender Landesvorsitzender Uwe Oelkers verabschiedet

Die BSBD Bundesleitung gratuliert 
dem frisch gewählten neuen Landes-
vorsitzenden des Niedersächsischen 
Landesverbandes VNSB Oliver Mage-
ney und seinem Landesvorstand zur 
Wahl. 

In der öffentlichen Veranstaltung des 
23. Landesgewerkschaftstages am 25. 
April 2019 in Göttingen überbrachte 
Bundesvorsitzender René Müller die 

persönlichen Glückwünsche der Bun­
desleitung an die neu gewählte Lan­
desleitung und bedankte sich bei den 
ausscheidenden Mitgliedern der Lan­
desleitung und dem ehemaligen Lan-
desvorsitzenden Uwe Oelkers für die 
gute Zusammenarbeit im Verband. 

In den Redebeiträgen der Justizmi­
nisterin und weiteren politisch Verant­
wortlichen des Niedersächsischen Land­
tages kamen u. a. die Probleme des 
deutschen Strafvollzuges zur Sprache. 
Zeitgleich wurde durch die Vertreter 

Teilnehmer der öffentlichen Veranstaltung. � Fotos (2) VNSB/Hufenbach

der Landtagsparteien in den jeweili­
gen Festreden die bisherige Arbeit des 
VNSB gelobt und eine weitere gute Zu­
sammenarbeit eingeworben. 

Mit Kritik an der Politik, vor allem an 
der des niedersächsischen Finanzmi­
nisters Reinhold Hilbers, wurde seitens 
der Gewerkschaft nicht gespart. 

Die Bundesleitung wünscht der neu­
en Führung des VNSB viel Erfolg und 
eine gemeinsame, gute, konstruktive 
und effektive Zusammenarbeit im Inter­
esse unserer Mitglieder. � ■

BSBD Bundesvorsitzender René Müller gratuliert 
dem neu gewählten Landesvorsitzenden Oliver 
Mageney.
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Unsere Vorsitzende der Frauenvertretung Ingrid Bernhardt berichtet:

dbb bundesfrauen – Hauptversammlung
Vorbereitung auf den Bundesfrauenkongress 2020

Wie in jedem Jahr fand am 29./ 30. 
März 2019 die Frühjahrs-Sitzung der 
Hauptversammlung der dbb bundes-
frauenvertretung in Königswinter 
statt.

Neben den wichtigen Lageberichten der 
einzelnen Gewerkschaftsvertretungen 
zur Hauptversammlung ging es im Be­
sonderen um die Modalitäten des Bun­
desfrauenkongresses 2020 sowie deren 
Vorbereitung.

Am 24. und 25. April 2020 findet 
der Bundesfrauenkongress in Pots-
dam statt.

Die einzelnen Gewerkschaftsvertre­
tungen haben aus diesem Grund die 
Gelegenheit, im Juni die Mitgliederan­
zahl der weiblichen Gewerkschaftsmit­
glieder festzustellen und an den Bun­
desvorstand zu melden, damit dieser 
die Gesamtmitglieder der weiblichen 
Delegierten an die dbb bundesfrauen-
vertretung oder an die Bundesfrauen-
vertretung BSBD weiterleiten kann.

Außerdem wird den Gewerkschaften 
eingeräumt die Gelegenheit zu nutzen, 
Anträge an den Bundesfrauenkongress 
zu stellen. Diese sollten jedoch bis zum 
30. November 2019 formuliert und ein­
gereicht sein. Dabei ist zu beachten, 
dass nur „frauenspezifische“ Themen 
benannt werden dürfen.

Im Januar 2020 wird eine Sitzung  
der Hauptversammlung im dbb forum  
Berlin stattfinden, um ausschließlich 
über die eingereichten Anträge vorbe­
raten zu können. � ■

Liebe Kolleginnen,
hiermit möchte ich dazu aufrufen, Euch Gedanken darüber zu machen,  
welche Themen uns bewegen und diese erstmal formlos zu Papier zu bringen 
und an meine E-Mail Adresse (i-mbernhardt@t-online.de) zu senden.  
Ich werde diese Themen sammeln, bündeln und themengerecht sortieren und 
als Antrag, wenn gewünscht, weiterleiten. Es reicht eine konkrete Formulie-
rung und eine kurze Begründung dazu, was Ihr inhaltlich zum Ausdruck 
bringen wollt. Ich hoffe und baue auf Eure rege Teilnahme. Wir haben hier die 
Chance einer demokratischen Mitbestimmung. Nutzen wir diese.

Mit kollegialen Grüßen
Ingrid Bernhardt

Ingrid Bernhardt im Gespräch mit der stellvertretenden Vorsitzenden der dbb Frauen Jutta Endrutsch 
und der Beisitzerin Milanie Hengst. � Foto: © Bernhardt

dbb bundesseniorenvertretung

Positionspapier zu Gesundheit und Pflege
Im Rahmen des letzten Bundesenio-
renkongresses wurde ein Positions-
papier zu den oben genannten The-
menbereichen verabschiedet, das ich 
nachfolgend in Auszügen darstelle.

Deutschland wandelt sich. Die Men­
schen in Deutschland werden älter. 
Aufgrund der demografischen Verän­
derungen wird ein Bevölkerungsrück­
gang eintreten, gleichzeitig sinkt die 
Zahl der Erwerbstätigen. Dies hat – 
neben dem medizinischen Fortschritt 
– maßgebliche Auswirkungen auf die 
Finanzierung des Gesundheitssystems, 
einschließlich der Pflege.

Die dbb bundesseniorenvertretung 
stellt sich diesen Herausforderungen 

und wird sich als größer werdende 
Gruppe aktiv in enger Zusammenar­
beit mit der jungen Generation sowie 
der Gruppe der Erwerbstätigen an de­
ren Bewältigung beteiligen, ihre Kom­
petenz und Erfahrung einbringen und 
darauf achten, dass Überforderungen 
oder Benachteiligungen einzelner Grup­
pen vermieden werden.

In der Kranken- und Pflegeversiche­
rung wollen wir daran mitwirken, dass 
eine qualitativ hochwertige medizi­
nische und pflegerische Versorgung al­
ler Bevölkerungsschichten, unabhängig 
von der finanziellen Situation und dem 
Versicherungsstatus des Einzelnen so­
wohl in Städten, als auch im ländlichen 
Raum gesichert wird. Dafür muss das 

Aufgrund der demografischen Veränderungen 
wird ein Bevölkerungsrückgang eintreten. 
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Menschen mit Behinderung:

Gleichstellung auch für verbeamtete Kolleginnen und Kollegen
Auch bei Beamten auf Lebenszeit kann 
trotz deren besonderer Rechtsstellung 
eine Gleichstellung angezeigt sein.

Wegen des besonderen Dienstverhält-
nisses, dem Anspruch auf Fürsorge und 
dem „normalerweise“ vom Dienstherrn 
„unkündbaren“ Beamtenverhältnisses, 
muss der behinderte Mensch beson­
dere Umstände vortragen. Dabei ist 
zu bedenken, dass der Schutzzweck 
der Gleichstellung hier anders gelagert 
ist. Im Vordergrund der Gleichstellung 
steht hier die Wahrung von Rahmenbe-
dingungen. 
Besondere Umstände können sein:
• �Der Arbeitgeber kommt seiner Für-

sorgepflicht nicht nach, wenn er z. B. 
eine Anpassung des Arbeitsbereiches 
ablehnt.

• �Einbußen der Konkurrenzfähigkeit 
aufgrund der Behinderung führen 
dazu oder haben dazu geführt, dass 
eine Beförderung versagt wird/
bleibt.

• �Eine Verlagerung des Dienstortes 
führt aufgrund der Behinderung zu 

besonderen Härten und damit zu 
Beeinträchtigung der Arbeitsleistung.

• �Der Anspruch auf adäquate Beschäf-
tigung wird aufgrund der zurückge-
gangenen Leistungsfähigkeit in Frage 
gestellt.

• �Die vorzeitige Beendigung des 
Dienstverhältnisses aufgrund der 
Behinderung droht.

Einzelheiten zur Gleichstellung 
nach SGB IX § 151 (alt § 68)
In der Regel erfolgt eine Gleichstel-
lung ja nur bei drohendem Verlust des 
Arbeitsplatzes und sofern die Bedro-
hung des Beschäftigungsverhältnisses/ 
drohender Verlust des Arbeitsplatzes 
kausal mit der Behinderung korrespon-
diert.

Hieraus ergeben sich mehrere wich-
tige Fakten. Bei tariflich unkündbaren 
Arbeitnehmern ist ein Verlust des Ar-
beitsplatzes somit i. d. R. im Rahmen 
einer ordentlichen Kündigung nicht ge-
geben. Vergleichbares bei Beamten.

Es ist jedoch in beiden Fällen trotz-
dem möglich, eine Gleichstellung zu be-

gründen und zu erlangen. Bei unkünd-
barem Arbeitnehmer aus dem Grund, 
eine drohende Um- bzw. Versetzung 
auf einen anderen nicht gleichwertigen 
Arbeitsplatz oder einen der Behinde-
rung nicht angemessenen Arbeitsplatz 
abzuwehren. Weiter aber auch, um die 
Rechte aus § 164 SGB IX in Anspruch 
nehmen zu können, sofern diese der 
Sicherung/Erhalt des Arbeitsverhält-
nisses/Beschäftigungsverhältnisses 
dienen.

Die gleichen Gründe gelten zur Erlan-
gung einer Gleichstellung bei Beamten.

Weiter gibt es ein Urteil des SG Ham-
burg (v. 02.07.92, 13 AR 1736/91); 
darin wird auf den kausalen Zusammen
hang zwischen Gefährdung des Ar
beitsplatzes und der Behinderung ver
zichtet, sofern der Arbeitsplatz aus 
Rationalisierungsgründen gefährdet ist 
und in der Behinderung eine erhebliche 
Beeinträchtigung der Wettbewerbsfä-
higkeit gegeben ist.

Entnommen aus der Informations­
seite der Schwerbehindertenvertretung 
„KomSem“� ■

Solidarprinzip an die demografischen 
Herausforderungen dynamisch ange-
passt und zukunftsfest weiterentwickelt 
werden.

Um ein Übermaß an stationären Be-
handlungen – besonders in der Ortho-
pädie – zu verhindern, gilt es, ein aus-
gewogenes Maß an Kostenbewusstsein 
und medizinischer Notwendigkeit zu 
finden. Rationierungen im Gesund-
heitswesen hingegen sind abzulehnen. 
Auch im hohen Alter haben Prävention 
und Rehabilitation große Bedeutung im 
Hinblick auf Selbständigkeit, Autono-
mie und Teilhabe. Dem muss verstärkt 
Rechnung getragen werden. Außerdem 

sind Pflegezeiten besser bei Rente und 
Versorgung zu berücksichtigen.

Hinsichtlich der Vergütungen und 
Arbeitsbedingungen für das Pflegeper-
sonal fordert die dbb bundessenio­
renvertretung eine deutliche Verbes
serung. Dieses Thema gewinnt mit 
dem fortschreitenden demografischen 
Wandel zunehmend an Brisanz. Eine 
deutliche Verbesserung der Einkom-
menssituation der Beschäftigten führt 
neben einer Stärkung der Attraktivität 
der pflegerischen Berufe auch zu mehr 
Arbeitszufriedenheit und damit zu 
einem längeren Verbleib in der Phase 
der Erwerbstätigkeit. Beschäftigte in 

Bundesseniorenvertreter Klaus Neuenhüsges.

pflegerischen Berufen erfahren häufig 
nicht die der Bedeutung ihrer Tätigkeit 
für den Wohlfahrts- und Sozialstaat an-
gemessene Anerkennung.

Dies wirkt sich nicht nur negativ auf 
die Arbeitszufriedenheit der Beschäf-
tigten aus, sondern auch auf die Nach-
wuchsgewinnung. Im Hinblick auf den 
demografischen Wandel und den da-
mit einhergehenden Anstieg des Per-
sonalbedarfs müssen die Attraktivität 
der sozialen Berufe und deren Bild in 
der Öffentlichkeit dringend verbessert 
werden.

Klaus Neuenhüsges
Bundesseniorenvertreter � ■

Eine qualitativ hochwertige medizinische und pflegerische Versorgung aller Bevölkerungsschichten, 
sowohl in Städten, als auch im ländlichen Raum muss gesichert sein. � Foto: © Zerbor – Fotolia.com



Redaktions- 
Team

Wir suchen Verstärkung !
Hast du Lust, in einem ehrenamtlichen Team gemeinsam 
kreative Ideen zu entwickeln und umzusetzen ?  
Du bringst bereits erste Kenntnisse in den Bereichen  
Printgestaltung, IT oder Public Relations mit ?  
Oder würdest gerne mehr darüber lernen ?

Dann bist du bei uns genau richtig.  
Wir freuen uns auf deine Bewerbung. 
 
Bewerbung per Mail an vollzugsdienst@bsbd.de

Für mehr Informationen
wende dich an deinen Landesverband

BSBD
Gewerkschaft Strafvollzug
BSBD

Gewerkschaft Strafvollzug

für die Fachzeitschrift „Der Vollzugsdienst“

BSBD
Gewerkschaft Strafvollzug
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